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beſchränkt ſich Alinea 3 von vorneherein auf einzelne Theile desſelben, 
nämlich auf die „Länder, in welchen mehrere Volksſtämme wohnen“, 
Die rechtliche Stellung der Nationalitäten in Oeſterreich. Von während in Abſatz 1 und 2 die Principien nationaler Gleichberechtigung 

Dr. Karl Hugelmann. I. (Schluß) ganz allgemein oder doch in mehrfacher Hinſicht (Schule, Amt, öffent⸗ 
Mittheilungen aus der Praxis liches Leben) ausgeſprochen werden, iſt in Abſatz 3 nur eine einzelne 
Die Verjährung des durch den $ 72 des Gebührengeſetzes vom 9. Februar 1850 Frage des öffentlichen Unterrichtes normirt. An den öffentlichen Unter⸗ 


e TEE ie W a6 1810 7 5 195 richtsanſtalten mehrſprachiger Länder ſollen derartige Einrichtungen ge⸗ 
cutive Intabulation des ſteuerämtlichen Rückſtandsausweiſes unterbrochen. troffen werden, daß die Schüler jedes Stammes die erforderlichen Mittel 


Angehörige fremder Staaten können bei den k. u. k öſterreichiſch⸗ungariſchen zur Ausbildung in ihrer Sprache erhalten, zur Erlernung einer zweiten 
Conſulargerichten im Auslande mit einer Klage zum Zwecke der Ausführung Landesſprache aber nicht gezwungen werden können, dies normirt 
der gerühmten Rechte wider hierländige Staatsbürger nicht aufgefordert werden. Aline . 
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Erledigungen. ſyſteme anzuweiſen, müſſen wir uns vor allem vergegenwärtigen, welche 

2 „ z = | Forderungen man auf Grund der nationalen Gleichberechtigung über⸗ 

4 8 . 27% 2 haupt an die Schule ftellen kann. 

Die rechtliche Stellung der Mationalitäten in { Das Minimum nationaler Anſprüche ift die Forderung, daß die 
Heſterreich. Mutterſprache überhaupt gelehrt werde. 

1 Dieſer Forderung iſt ſchon durch die erſten Abſätze des Artikel 19 

Von Dr. Karl Hugelmann. unbedingt entſprochen. Die Volksſchule muß dieſen Unterricht ertheilen 

I. und die Mittelſchule nicht minder, wenn irgend eine andere öfter: 

Schluß.) reichiſche Sprache an derſelben als Lehrgegenſtand tradirt wird. 


I Nur jene Mittelſchule, welche Unterricht in einer öſterreichiſchen 
Wir wenden uns nun dem Schlußabſatze, Alinea 3, von Artikel Sprache überhaupt nicht ertheilt, z 85 en ne ben 
19 des e über die allgemeinen Rechte der Staats⸗ teiniſches Gymnaſium, könnte von dem Vortrage der Mutterſprache 
bürger zun ). 0 h 3 der Schüler abſehen. In welcher Ausdehnung die Mutterſprache als 
Derſelbe trifft eine in mehrfacher Beziehung ganz ſpecielle Beſtim⸗ Lehrgegenſtand behandelt m muß, fehlt in Hi ae 
mung. Während Alinea 1 und 2 den ganzen Staat im Auge haben, grundgeſetze ſelbſtverſtändlich eine directe Beſtimmung, nur indirect iſt 
durch das feſtſtehende Princip der Gleichberechtigung dahin Vorſorge 
getroffen, daß die Mutterſprache hinter keiner anderen öſterreichiſchen 
Sprache zurückgeſetzt werden darf. 
Die zweite nationale Forderung betrifft ſtets die Unterrichtsſprache. 
National ſoll die Schule fein, in allen Gegenſtänden fol die Mutter- 
ſprache das Medium des Unterrichtes bilden! 


Auch dieſe Forderung wird in dem Staatsgrundgeſetze erhört, 


20 Artikel 19 des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der 


irger: 
980 00 Volksſtämme des Staates ſind gleichberechtigt, und jeder Volksſtamm hat | 
ein unverletzliches Recht auf Wahrung und Pflege feiner Nationalität und Sprache. 
Die Gleichberechtigung aller landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und 
öffentlichem Leben wird vom Staate anerkannt. - l 
In den Ländern, in welchen mehrere Volksſtämme wohnen, ſollen die 
öffentlichen Unter richtsanſtalten derart ande ſein, 105 725 ee 1 11 
a Mile na Alrasbung in fer Sprade erg? e denn, wie wir ja weitläufig ausgeführt, iß die Öfeichberectigung aller 
Die Textirung von Alinea 3 hatte nach dem Ausſchußentwurfe des Abgeord⸗ landesüblichen Sprachen in der Schule anerkannt; das Princip ſteht 
netenhauſes anders gelautet als jetzt; dort hieß es nämlich, daß auch die „Minori⸗ feſt, nur die Ausführungsgeſetze und Verordnungen und — die 
täten“ mehrſprachiger Länder von dem Zwange zur Erlernung einer zweiten Landes⸗ Ausführung laſſen vielfach auf ſich warten. 
ſprache frei ſein ſollen, während jetzt dieſe Freiheit „jedem“ Volksſtamme eingeräumt Die Tendenz nnch nationaler, Freiheit 355 ar 
| 


wird. Dieje vom Abg. Haniſch beantragte Aenderung iſt eine völlig correcte, des⸗ 

gleichen die Motivirung des Antrages; wenn das Princip der Gleichberechtigung kämpft gegen jeden unmotivirten Zwang zur Erlernung einer fremden 

einmal anerkannt iſt, ſo iſt die Gleichſtellung der Majorität nnd Minorität ſelbſtver⸗ Sprache. Und ſie thut es ſowohl deßhalb, weil die Ueberhäufung mit 

ſtändlich, und wenn man einen Unterſchied ſchon machen wollte, ſo wäre ein quali⸗ den Sprachen die Ausbild en, . Mutt beeinträchti 

tativer und nicht ein quantitativer am Platze geweſen. Allein trotz dieſer formellen frem en Spra 77777 erſprache beeinträchtigen 
und gefährden kann, als auch deßhalb, weil das Streben nach Bewah⸗ 

rung nationaler Eigenart bis zu gewiſſem Grade nothwendig zur Iſo⸗ 


Aenderung, welche von dem Größenverhältniß der Nationen abſieht, bleibt das 
urſprüngliche Motiv des Geſetzes das gleiche; die Abſicht, numeriſch ſchwächere, 
lirung treibt und der Aufnahme fremden Weſens widerſtrebt. 
Diefem Streben trägt nun Alinea 3 Rechnung. Es iſt hier aller⸗ 


aber in der Cultur höher ſtehende Stämme davor zu ſchützen, daß die nationale 
Majorität eines Landes ſie durch die Landesgeſetzgebung zur Erlernung der 
dings nicht ausgeſprochen, daß Niemand zur Erlernung einer anderen 


unentwickelteren Sprache der Mehrheit zwinge, beherrſcht den Entwurf ſowie die 
Schlußredaction des Aſatzes 3 in Artikel 19. 
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Sprache als feiner Mutterſprache gezwungen werden könne, wie man Verhältniſſen, welcher, wie wir gezeigt zu haben glauben, in dem Art. 


wiederholt ſchon interpretiren wollte, aber die Abwehr gegen einen be⸗ 
ſtimmten Zwang liegt in dem Satze. Die Aufforderung zur Unbildung, 
welche in einer principiellen Beſchränkung auf die Mutterſprache liegen 
würde, iſt glücklich vermieden. Kein Hinderniß ſteht z. B. dem obliga⸗ 
toriſchen Unterrichte in der franzöſiſchen oder engliſchen Sprache ent⸗ 
gegen, denn außeröſterreichiſche Sprachen werden ja von dem Wechſel⸗ 
verhältniß der öſterreichiſchen Sprachen überhaupt nicht berührt und 
dieſes allein iſt von dem Staatsgrundgeſetze geregelt. Aber auch 
öſterreichiſche Sprachen können neben der Mutterſprache zu obligaten 
Lehrgegenſtänden gemacht werden; das Geſetz verwehrt nur, daß der 
Zwang zur Erlernung einer Sprache auferlegt werde aus beſt imm⸗ 
ten politiſchen Rückſichten, nämlich, daß man auf Grund der 
Landesangehörigkeit zur Erlernung einer zweiten Sprache verpflichtet werde. 
Der Zwang wird, wie wir ſchon einmal bemerkt, ſtets am brutalſten 
geübt, wenn er im engen Kreiſe zur Anwendung gelangt, deßwegen iſt 
das Staatsgrundgeſetz hier helfend eingetreten. Das Ziel des Staats⸗ 
grundgeſetzes iſt nur inſoferne nicht erreicht, weil jetzt nach dem klaren 
Wortlaute des Geſetzes eine zweite Landesſprache durchaus nicht Obli⸗ 
gatgegenſtand ſein darf, auch dann nicht, wenn ſie ohne Rückſicht auf 
ihre Eigenſchaft als Landesſprache unſtreitig zu einer ſolchen Stellung 
gelangt wäre. Dies iſt mehr, als das Princip nationaler Freiheit ver⸗ 
langt, und eine ganz äußerliche Anwendung des Princips der Gleich⸗ 
berechtigung, ſo daß darüber, daß das Staatsgrundgeſetz über ſein Ziel 
hinausgeſchoſſen, wohl kein Zweifel beſtehen kann. Die deutſche Sprache 
z. B. kann nun in einem Lande, in welchem ſie nicht Landesſprache 
iſt, wie in Dalmatien, ohne weiteres als obligater Lehrgegenſtand (auch 
für Nichtdeutſche) eingeführt werden, in Böhmen oder Steiermark aber 
hat man kein Recht, die Slaven zur Erlernung der deutſchen Sprache 
zu verpflichten, obwohl hier neben den für Dalmatien maßgebenden 
Rückſichten noch andere im entgegengeſetzten Sinne entſcheiden ſollten. 

Die ſchweren Mißſtände, zu welchen ein ſolcher extremer Formalismus 
führen muß, haben verſchiedene Verſuche der Abhilfe hervorgerufen. 
Man hat vor allem darnach getrachtet, das ſtaatsgrundgeſetzliche Veto 
durch die Auslegung zu beſchränken, eine Sprache könne zwar deßwegen 
allein, weil ſie eine Landesſprache ſei, nicht obligatoriſch in die Schule 
eingeführt werden, wohl aber dann, wenn ſie zugleich eine Culturſprache 
ſei; denn auf dieſe Weiſe würden die Deutſchen und Italiener des 
Zwanges ledig, eine ſlaviſche Sprache zu lernen, nicht aber umgekehrt. 
Wenn man ſich erinnert, daß die ganze in Rede ſtehende Beſtimmung 
dem Widerſtreben der Deutſchen in Böhmen gegen das böhmiſche Sprachen⸗ 
zwangsgeſetz ihren Urſprung verdankt, ſo iſt ein innerer Zuſammenhang 
zwiſchen den Beſtrebungen, Alinea 3 dem Artikel 19 einzufügen, und 
der gedachten Auslegung wohl erkennbar. Allein trotzdem muß die letztere 
verworſen werden. Es iſt durchaus unzuläſſig, dem klaren Wortlaute 
des Staatsgrundgeſetzes Gewalt anzuthun, um wenn auch noch fo be- 
rechtigten Intereſſen Rechnung zu tragen, und diejenigen, welche zum 
Schutz in eigener Sache eine allgemeine geſetzliche Anordnung hervor⸗ 
gerufen, müſſen ſich gefallen laſſen, daß letztere auch gegen ſie ſelbſt ver⸗ 
werthet werde. Das Staatsgrundgeſetz endlich, und dies iſt das durch⸗ 
ſchlagende Argument, hat eben, an der Unparteilichkeit der Richter in 
nationalen Fragen verzweifelnd, die Gelegenheit zu den ſchwierigen 
Unterſuchungen nationalen Charakters beſeitigen wollen, es kann daher 
nicht in der Abſicht des Grundgeſetzes gelegen fein, gerade die Entſchei⸗ 
dung über die heiklichſte aller nationalen Fragen, ob nämlich eine 
Sprache eine Cultur-⸗ oder Ruſticalſprache ſei, zu provociren. Die Geſetz⸗ 
gebung iſt in dieſem Falle eben auf einem rein formaliſtiſchen Stand⸗ 
punkte angelangt, und es kann dies nicht Wunder nehmen, da das 
Princip, welches dem Artikel 19 überhaupt zu Grunde liegt, ein 
rein formales iſt. 

Als der jähe, in einſeitiger Richtung erfolgte Abſchluß eines 
„Stadiums erregter politiſcher Kämpfe iſt die Decemberfaſſung zu be⸗ 
trachten und zu beurtheilen, die Eigenſchaften, die hieraus reſultiren, 
das Sprunghafte und Eilfertige, treten daher auch bei den einzelnen 
Staatsgrundgeſetzen, ſpeciell bei jenem über die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger hervor. Die Mißlichkeiten, welche ſich vor allem bei 
dem letzteren aus der theoretiſirenden Natur von Grundrechten ergeben, 
die Schwierigkeit nämlich, Grundſätze ohne die erforderlichen geſetz⸗ 
lichen Handhaben in's Leben überzuführen, tauchen faſt an allen Stellen 
auf. Bei Art. 19 haben dieſelben jedoch vielleicht auch ihr Gutes. Sie 
hindern vielleicht den plötzlichen Bruch mit allen hiſtoriſch gegebenen 


19 enthalten iſt. Wir müſſen nur unterſuchen, ob die Sätze des Art. 19 
wirklich bloß Grundſätze ſür die Legislation und Adminiſtration ent⸗ 
halten oder ob doch einzelne Beſtimmungen von unvermittelter Geltung 
in denſelben vorkommen. 

In der Hauptſache iſt Erſteres allerdings der Fall. Wenn 
im Art. 19 ausgeſprochen wird, jeder Volksſtamm habe ein un⸗ 
verletzliches Recht auf Pflege ſeiner Nationalität und Sprache, ſo 
iſt es klar, daß nur eine ſehr entwickelte Geſetzgebung die Bedingungen 
und Grenzen dieſer Pflege zu bezeichnen im Stande iſt, daß ferner 
eine Reihe von Verwaltungsacten nöthig iſt, um eine ſolche Geſetz⸗ 
gebung in's Leben überzuführen. Desgleichen erfordert die Durch⸗ 
führung der ſprachlichen Gleichberechtigung im Amte, fo weit Amts⸗ 
handlungen der Behörden ſelbſt in Frage kommen, eine Fülle von 
legislativen und adminiſtrativen Maßnahmen, um die Formen und 
Organe zu ſchaffen, in welchen und durch welche dem neuen geſetz⸗ 
lichen Princip entſprochen werden ſoll. Ueber alle dieſe Punkte kann 
auch nicht der geringſte Zweifel obwalten. Der Ausſchußbericht des 
Abgeordnetenhauſes ſelbſt hat lediglich Alinea 3 als eine dispoſitive 
Beſtimmung von unmittelbar praktiſcher Bedeutung, Alinea 1 und 2 
aber als echte Grundrechte, nämlich als die Fixirung von Grundſätzen 
betrachtet ). In dem Geſetze iſt aber die Grenzlinie nicht ganz genau 
an dieſer Stelle gezogen, das Geſetz fpricht, wie wir glauben, mehr 
aus, als der Ausſchuß gewollt, und die Scheidung zwiſchen Princip 
und Dispoſition muß nach tiefer eindringenden Geſichtspunkten vorge⸗ 
nommen werden, als nach dem äußerlichen Gegenſatz von Abſatz 1, 2, 3. 
Wie mit den Staatsgrundgeſetzen überhaupt, fo verhält es ſich ſpeciell 
auch mit Artikel 19 der Grundrechte. Manche Beſtimmungen, anſchei⸗ 
nend nur theoretiſcher Natur, ſind doch ſofort und unmittelbar ins 
Leben getreten, nämlich, um mit den Worten einer juriſtiſchen Autorität 
zu ſprechen, 1. jene, welche eine Erweiterung des allgemeinen Kreiſes 
der Freiheit oder des Umfanges der Rechtsfähigkeit, es ſei aller Staats⸗ 
bürger oder einzelner Claſſen derſelben, enthalten, oder 2. jene, welche 
ſolche poſitive Anordnungen oder concrete Rechtserweiterungen enthalten, 
die zu ihrem unmittelbaren Inslebentreten nicht erſt noch eines eigenen 
Geſetzes oder einer Verordnung bedürfen 13). Und abgeſehen von dieſer 
unmittelbar reformirenden Kraft, fügen wir hinzu, wohnt auch dem rein 
doctrinär formulirten grundrechtlichen Principe die Macht inne, daß es 
die Rechtswirkſamkeit eines neuen Verordnungs⸗ oder Verwaltungsactes 
ausſchließt, welcher dem einmal anerkannten Grundſatze widerſtreitet. 

Wenden wir dieſen Geſichtspunkt auf unſeren Fall an, ſo ergibt 
ſich folgendes Reſultat. \ 

Für das Erſte behaupten auch die abſtract formufixten Principien 
von Alinea 1 und 2 ihre Bedeutung darin, daß ſie nicht nur einen 
moraliſch verpflichtenden kategoriſchen Imperativ für die Geſetzgebung 
ausſprechen, ſondern auch Schranken aufſtellen für eine einſchränkende 
Action der öffentlichen Gewalt. Ueber die Giltigkeit von Verordnungen 
haben nach Art. 7 des Staatsgrundgeſetzes über die richterliche Gewalt 
die Gerichte zu eutſcheiden, eine jede Verordnung, welche den entwickelten 
grundrechtlichen Principien widerſtreitet, wird daher auch im Verwaltungs⸗ 
rechtsſtreite angefochten werden können. Mit anderen Worten, das 
grundrechtlich fixirte Princip der nationalen Gleichberechtigung hat für 
ſich allein keine derogirende Kraft einer lange aufgebauten Geſetzgebung, 
feſtgewurzelten Einrichtungen gegenüber, die auf anderen Principien be 


12) Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes über den Entwurf eines Staats⸗ 
grundgeſetzes betreffend die allgemeinen Rechte der Staatsbürger: Berichterſtatter 
Dr. Sturm: „Im Artikel 18 (jet 19) wurde der Grundſatz der Gleichberechti⸗ 
gung der Volksſtämme und landesüblichen Sprachen in Schule, Amt und öffentlichem 
Leben ausgeſprochen, in eine Feſtſtellung der Beſtimmungen wegen Ausführung 
dieſes Grundſatzes jedoch nicht eingegangen, weil die Ausführungsgeſetze und ⸗Verord⸗ 
nungen theils zum legislativen Wirkungskreiſe der Reichsvertretung und der Land⸗ 
tage, theils zu den adminiſtrativen Befugniſſen der Regierung gehören und aus 
den einzelnen Königreichen und Ländern in der Sprachenfrage ſehr verſchiedene 
Wünſche und Forderungen vernommen werden. Nur mit Rückſicht auf die den 
Landesvertretungen zugedachte Erweiterung der Autonomie in Schulſachen und in 
Erwägung der dem Willen des Einzelnen und der Neigung ganzer Volksſtämme 
oft ſo gewaltſam entgegenſtehenden Einrichtungen der Unterrichtsanſtalten in 
Ländern, in welchen verſchiedene Volksſtämme wohnen, glaubte der Ausſchuß, daß 
für die nationalen Minoritäten ein der wahren Gleichberechtigung entſprechender 
Schutz gegen den Sprachenzwang im Unterrichtsweſen grundgeſetzlich geſchaffen 
werden müſſe“. 

12) Unger, der Einfluß der Staatsgrundgeſetze auf 


t die beſtehende öſter⸗ 
reichiſche Geſetzgebung, allgemeiner Theil, Wien, Manz, 1868. 


ruhen, die Proclamirung eines abftracten Grundſatzes vermag für ſich 
allein noch nicht, dem ganzen Staatsweſen ein anderes Gepräge zu 
geben, wohl aber genügt die feierliche Anerkennung der ſprachlichen 
Parität, um wenigſtens zu verhindern, daß im Verordnungswege neue, 
dieſen Grundſatz verleugnende Einrichtungen getroffen werden. 

Sodann iſt es klar, daß wenn vor der Erlaſſung der Staats⸗ 
grundgeſetze allgemeine Rechts⸗ und Freiheitsbeſchränkungen einzelner 
Nationalitäten beſtanden hätten, wenn irgend einer Sprache die Fähig⸗ 
keit zum Gebrauche in Amt oder Schule priucipiell negirt oder einer 
anderen das Privilegium des Gebrauchs zu Amts⸗ oder Unterrichts⸗ 
zwecken zugeſtanden geweſen wäre, dieſe Schranken durch die Staats⸗ 
grundgeſetze ipso facto hätten hinwegfallen müſſen. 

Allein auch in anderer Richtung, in ganz ſpeciellen Beſtimmun⸗ 
gen, äußert ſich die unmittelbar praktiſche Wirkung des Artikel 19. 

Wenn die Gleichberechtigung aller landesüblichen Sprachen im 
Amte und öffentlichen Leben vom Staate anerkannt iſt, ſo kann der 
Staat allerdings nicht ſoſort dazu verhalten werden, ſich aller Sprachen 
im Aemterorganismus im gleichem Maße zu bedienen, wohl aber kann 
das Recht für Jedermann, im Verkehr mit den Behörden oder im 
öffentlichen Leben überhaupt ſeine Sprache zu gebrauchen, ohne jede 
Uebergangsbeſtimmung in's Leben treten 

Die beftehenden, vom Staate erhaltenen Schulen, in welchen 
vielleicht eine oder mehrere Sprachen bevorzugt werden, können und 
dürfen ihren ſprachlichen Charakter nicht ohne weiteres ändern, wohl 
aber iſt die Bahn gebrochen, welche neue Gründungen in jeder Sprache 
geſtattet 

Vor allem aber wird ſich die befreiende Natur des Artikel 19 
in ſeinem letzten Theile zeigen können, welcher gegen den Sprachen⸗ 
zwang gerichtet iſt, wo es alſo nur darauf ankommt, eine Freiheitsbe⸗ 
ſchränkung hinwegzuräumen. Daß die Faſſung dieſes Abſatzes nur einen 
Imperativ bezüglich der Einrichtung der Schulen ausſpricht, ſich alſo 
an die Verwaltung, nicht an die Staatsbürger wendet, kann fürwahr 
nicht von entſcheidender Bedeutung ſein. Die Tendenz eines Geſetzes, 
welches die ſubjectiven Freiheitsrechte ſicherſtellen will, kann unmöglich 


dahin gehen, die Staatsbürger mit der Erfüllung eines Freiheitsbedürf⸗ 


niſſes an den guten Willen der Verwaltung zu weiſen, wo die letztere 
Bedingungen zur Realiſirung dieſes Strebens gar nicht zu ſchaffen hat. 
In allen jenen öffentlichen Unterrichtsanſtalten, in welchen der Zwang 
zur Erlernung einer zweiten Landesſprache neben der Unterrichtsſprache 
oder neben der Mutterſprache auferlegt war, mußte dieſer Zwang ſofort 
mit der Erlaſſung des Staatsgrundgeſetzes entfallen, dies iſt unſeres 
Erachtens unleugbar Die Unterſuchung, ob dieſe Wirkung auch in 
Böhmen, trotz des durch ein Landesgeſetz ſtatuirten Sprachenzwangs, 
durchgriff, ob alſo Landrecht durch Reichsrecht gebrochen werden konnte, 
iſt heute völlig gegenſtandslos, da das bezügliche Landesgeſetz in dieſem 
Punkte längſt ſchon durch ein anderes Landesgeſetz auch formell be⸗ 
ſeitigt iſt 10 

Wir haben bis hieher in Kurzem erörtert, welche zwingende 
rechtliche Bedeutung den einzelnen Beſtimmungen des Art. 19 der 
Grundrechte innewohnt, und gefunden, daß einige wenige unmittelbar 
in's Leben eingreifen und die abſtract formulirten Principien wenigſtens 
inſoſerne, als fie ein willkürliches Vorgehen der öffentlichen Gewalt 
verhindern. Nunmehr haben wir zu fragen, wie gegen eine Verletzung 
der nachgewieſenen „unverletzlichen“ Rechte Abhilfe geſucht werden könne. 

Die Klage bei dem Reichsgerichte kommt hiebei zunächſt in 
Betracht. Soll dieſelbe ſtatthaft ſein, ſo muß die Verletzung des 
Art. 19 die Verletzung eines den Staatsbürgern durch die Verfaſſung 
gewährleiſteten politiſchen Rechtes involviren, es iſt daher, da an der 
Gewährleiſtung durch die Verfaſſung nicht zu zweifeln iſt, von ent⸗ 


4% Nach unſerer Anſicht iſt ein unmittelbarer Eingriff der Grundrechte in 
das durch die Landesgeſetzgebung geſchaffene Recht in allen jenen Fällen möglich 
geweſen, in welchen das durch die Landesgeſetzgebung ergriffene Gebiet kein 
dieſer ausſchließlich vorbehaltenes, ſondern ein zugleich der Reichsgeſetzgebung 

offenſtehendes war. Die Unterrichtsangelegenheiten ſind nun nach den Landesord⸗ 
nungen von 1861 ein den Landtagen ausſchließlich vorbehaltenes Gebiet nicht 
geweſen, ſondern es ſtanden dieſen „in Betreff der Schulangelegenheiten“ nur 
„die näheren Anordnungen inner den Gränzen der allgemeinen Geſetze“ zu; es 
kann daher in der particulären Regelung einer ſpeciellen Unterrichtsfrage kein 
Grund gefunden werden, um den öſterreichiſchen Staatsbürgern ein grundrechtlich 
zugeſichertes Recht zu verkümmern, welches ihnen auch ohne Staatsgrundgeſetze 


durch ein Reichsgeſetz, z. B. ein allgemeines Unterrichtsgeſetz, unftreitig hätte er- Z. 328 (Nr. 
| Sammlung.) 


worben werden können. 
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ſcheidender Bedeutung, ob das Recht der nationalen Gleich berechtigung 
als ein politiſches Recht betrachtet werden kann. 

Wer die politiſchen Kämpfe Oeſterreichs in den letzten 30 Jahren 
auch noch ſo oberflächlich kennt, wer da weiß, daß dieſelben lange Zeit faſt 
ausſchließlich und ſtets vorwaltend von den nationalen Gegenſätzen beherrſcht 
waren, der wird wohl von vorneherein ſehr geneigt ſein, den politiſchen 
Charakter der nationalen Gleichberechtigung zu concediren. Allein, wenn 
wir auch hievon abſehen, ſo ſcheint uns die Subſumtion der nationalen 
Rechte unter die politiſchen ſchon deßwegen ſtatthaft, weil das Grund⸗ 
geſetz über das Reichsgericht nach unſerer Auffaſſung, die wir ſchon 
einmal 15) eingehend entwickelt haben, unter den zu ſchützenden politiſchen 
Rechten keine anderen als öffentliche Rechte überhaupt verſteht. Wird 
dies zugegeben, ſo ſpitzt ſich die Frage, ob die nationalen Rechte zur 
Vertretung vor dem Reichsgerichte geeignet ſind, nur dahin zu, ob 
der Umſtand, daß die Grundrechte in der Hauptſache von der Gleich⸗ 
berechtigung der Volksſtämme handeln, das Geſetz über das Reichs⸗ 
gericht aber nur politiſche Rechte der Staatsbürger kennt, die 
nationalen Rechte als Rechte, welche nur einer Collectivperſönlichkeit 
zuſtehen, von der Verfolgung vor dem Reichsgerichte ausſchließt. Wir 
glauben, dieſe Frage ohne Zaudern verneinen zu dürfen. Der Orga⸗ 
nismus der Nationen iſt ein ſo unvollendeter, daß das Subject der 
Geſammtheit rechtlich ganz unfaßbar iſt. Es hieße daher die nationalen 
Intereſſen, welche die Verfaſſung doch unter ihre beſondere Obſorge 
nehmen wollte, völlig ſchutzlos erklären, wenn man die nationale Ge⸗ 
ſammtperſönlichkeit als das klagberechtigte Subject in's Auge faßte. 
Dieſe Conſequenz ſchon nöthigt dazu, jeden Volksgenoſſen als Anwalt 
ſeines Stammes zu acceptiren, und dies um ſo mehr, als die Eigen⸗ 
ſchaft der Nationalität doch zumeiſt an den einzelnen Stammgenoſſen 
verletzt wird. Hiebei hat man aber auch ſtehen zu bleiben. Jede andere 
Vertretung iſt unzuläſſig, es iſt z. B. nach unſerer Anſicht durchaus 
unbegründet, Gemeinden das Klagerecht wegen Verletzung nationaler 
Rechte zuzugeſtehen, da das Reichsgericht nur über die Verletzungen 
der den Staatsbürgern verfaſſungsmäßig gewährleiſteten politiſchen 
Rechte zu erkennen hat 10). 

Ueber die Frage, ob neben der reichsgerichtlichen Judicatur, 
welche lediglich die objective Rechtsverletzung conſtatirt, auch die caſſa⸗ 
toriſche Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes platzgreifen könne, 
haben wir uns an der oben citirten Stelle verbreitet. Wir verweiſen 
auf die dort gegebene Auseinanderſetzung und fügen hier nur noch bei, 
daß man in der Praxis ſich allerdings bemüht hat, die nationale 
Frage auf indirectem Wege vor das Forum des Verwaltungsgerichtshofes 
zu bringen 17), 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Verjährung des durch den § 22 des Gebührengeſetzes vom 
9. Februar 1850 eingeräumten Vorzugsrechtes der |. f. Steuern 
wird (nach Analogie des § 14 der Miniſterialverordnung vom 
3. Mai 1855, 3. 181) durch die executive Intabulation des 
ſteuerämtlichen Rückſtandsausweiſes unterbrochen. 


In der Executionsſache des k. k. Aerars gegen Joſeph B. wegen 
eines Steuerrückſtandes im Betrage von 396 fl. 73 kr. ſammt Anhang 
wurde bei der dritten Feilbietrung das Haus des Executen veräußert. 

Mit dem Meiſtbotsvertheilungsbeſcheide des k. k. Landesgerichtes 
in Klagenfurt vom 2. October 1875, Z. 5076 wurden dem k. k. Aerar 
bloß die dreijährigen Steuerrückſtände zugewieſen und das k. k. Ober⸗ 


13) Vgl. Nr. 23 des laufenden Jahrgangs dieſer Zeitſchrift. Zu den dort 
citirten fremden Stimmen, welche die in Rede ſtehende Frage behandeln, tft 
nachzutragen: Roſas, Reichsgericht und Verwaltungsgerichtshof, allg. öſterr. 
Gerichtszeitung, 1872, Nr. 27— 29. Dieſe Arbeit ift in den Studien über das 
Vereinsrecht wohl berückſichtigt worden, die Citation derſelben iſt aber aus Verſehen 
unterblieben. 

16) Das Reichsgericht ſelbſt hat fich in feinem Erkennt niſſe vom 25. April 
1877, Z. 91, auf den entgegengeſetzten Standpunkt geſtellt. 

1) Man hat bei einer angeblich rechtswidrigen Entſcheidung über die 
Unterrichtsſprache an einer neu zu errichtenden Schule die Form gewählt, zu 
behaupten, daß die Verpflichtung der Gemeinde zu Schulleiſtungen nicht unter 
den geſetzlichen Bedingungen erfolgt ſei, und den Verwaltungsgerichtshof zu der 
Entſcheidung veranlaſſen wollen, die Verpflichtung der Gemeinde beſtehe nur einer 
Schule mit der Unterrichtsſprache a und nicht einer mit der Unterrichtsſprache 
b gegenüber. Vgl. Erkenntniß des Verwaltungsgerichtshofes vom 27. April 1877, 

70 der von Dr. Adam Freih. v. Budwinski zuſammengeſtellten 


landesgericht in Graz beſtätigte mit Erledigung vom 10. November 
1875, Z. 10.695 den erſtrichterlichen Beſcheid, weil mit Rückſicht auf 
die Beſtimmungen des $ 14 der Miniſterialverordnung vom 3. Mai 
1850, 3. 181 und der Erläuterungsverordnung vom 13. December 
1852, Z. 256 im Falle der Erlöſchung des den Gebührenrückſtänden 
durch den 8 72 des Gebührengeſetzes vom 9. Februar 1850 ein⸗ 
geräumten geſetzlichen Vorrechtes nur das Pfandrecht in der dem Zeit⸗ 
punkte der Eintragung des Gebührenrückſtandes in die öffentlichen 
Bücher entſprechenden Rangordnung verſichert bleibe — im gegebenen 
Falle alſo dem k. k. Aerar das Vorrecht bezüglich der ſeit mehr denn 
drei Jahren rückſtändigen Steuern nicht zuerkannt werden konnte. 

Dagegen hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung vom 
18. Jänner 1876, 3. 520 in Erwägung, daß dem k. k. Aerar be⸗ 
züglich der für eine Realität aushaftenden dreijährigen Steuer das allen 
anderen Pfandgläubigern vorausgehende Pfandrecht auf jener Realität 
gebührt; in Erwägung, daß nach $ 1497 a. b. G. B. und nach den 
analogen Beſtimmungen des § 14 des Geſetzes vom 3. Mai 1850, 
3. 181 von einer Verjährung des diesfälligen Pfand⸗ nud Vorzugs⸗ 
rechtes keine Rede ſein kann, wenn dasſelbe innerhalb der Zeit, für 
welche das Vorzugsrecht beſteht, im Executionswege durch executive Ein⸗ 
verleibung des Rückſtandes auf die bezügliche Realität geltend gemacht 
und die Execution gehörig fortgeſetzt wird; in Erwägung, daß die k. k. 
kärntneriſche Finanzprocuratur in Vertretung des k. k. Aerars, laut Be⸗ 
ſcheides des k. k. Landesgerichtes Klagenfurt vom 23. April 1874, 
3. 2433, die executive Einverleibung der vom Hauſe Nr. 71 für das 
Jahr 1872 rückſtändigen Hauszinsſteuer auf jenes Haus erwirkt, ſomit 
innerhalb der Zeit, während welcher für jene Steuer das vorzugsweiſe 
Pfandrecht beſtand, dieſes durch die bücherliche Eintragung im Executions⸗ 
wege geltend machte und die Execution bis zu der am 10. Juli 
1875 erfolgten executiven Veräußerung des Hauſes Nr. 72 ſortſetzte; 
in Erwägung, daß daher das executiv einverleibte vorzugsweiſe Pſand⸗ 
recht für die ganze vom Jahre 1872 rückſtändige Hauszinsſteuer im 
liquidirten Reſte von 125 fl. 35 kr. unverjährt beſteht, dem außer⸗ 
ordentlichen Reviſionsrecurſe der k. k. Finanzprocuratur dahin ſtattzugeben 
befunden, daß das k. k. Hauptſteueramt in Klagenfurt mit der ganzen 
ſeit dem Jahre 1872 entfallenden Hauszinsſteuer pr. 125 fl. 35 kr. und 
mit dem ganzen Betrage der angemeldeten Verzugszinſenrückſtände von 
31 fl. 79 kr., daher mit dem Geſammtſteuer⸗ und Executionsgebühren⸗ 
rückſtande pr. 534 fl. 33 ½ kr. auf den für das Haus Nr. 72 in 
Klagenfurt executive erzielten Meiſtbot vor allen Tabulargläubigern ge⸗ 
wieſen wird, und daß das k. k. Landesgericht in Klagenfurt demgemäß 
den Meiſtbotsvertheilungsbeſcheid richtig zu ſtellen habe. 

A. Oe. Ger.⸗Ztg. 


Angehörige fremder Staaten können bei den k. u. k. öſterreichiſch⸗ 

ungariſchen Conſulargerichten im Auslande mit einer Klage zum 

Zwecke der Ausführung der gerühmten Nechte wider hierländige 
Staatsbürger nicht aufgefordert werden. 

Der franzöſiſche, in Conſtantinopel anſäſſige Staatsbürger Kaſimir 
G. hatte ſich eines Rechtes, d. i. einer angeblich auf drei Schuld⸗ 
ſcheinen vom 15. December 1874 beruhenden Forderung im Betrage 
von 4489 Fres. 60 Ent. ſ N. G. gegen den öſterr.⸗ung Unterthan 
Jacob M. gerühmt und dieſer klagte deßhalb bei dem k. und k. öſterr.⸗ 
ung. Conſulate in Conſtantinopel wider G. wegen Berühmung mit dem 
Begehren, daß der Gegner verhalten werde, durch eine ordentliche 
Klage fein vermeintliches Recht auszuführen oder die Aufforderungsklage 
zu beantworten, dies Alles bei ſonſt zu gewärtigender Auflegung des 
ewigen Stillſchweigens. 

Das k. und k. öſterr.⸗ung. Conſulat beſtimmte vorläufig mit dem 
Beſcheide vom 29. November 1875, Z. 6550, Tagſatzung zum Ver⸗ 
gleichsverſuche und fügte jenem Beſcheide noch die Strenge bei, daß 
im Falle des Nichtgelingens jenes Verſuches oder des Nichterſcheinens 
der Parteien zur Tagſatzung das geſetzliche Verſahren über die Klage 
eingeleitet werden würde. 

In Folge Ausbleibens beider Parteien hat das k. und k. Conſulat 
mit dem weiteren Beſcheid vom 28. December 1875, Z. 6550, dem 
Beklagten aufgetragen, daß er die ihm angeſchuldete Berühmung beant⸗ 
worten, allenfalls ſeine Klage einbringen oder gewärtigen ſolle, daß 
ihm diesfalls das ewige Stillſchweigen aufgelegt werde. 
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Auf den Recurs des Beklagten hat dagegen das k. k. küſten⸗ 
ländiſche O. L. G. in Trieſt mit der Entſcheidung vom 23. März 1876, 
3. 1161, beide über die obige Aufforderungsklage des M. erfloſſenen 
erſtrichterlichen Beſcheide als null und nichtig behoben und dem ge⸗ 
nannten Conſulate die Zurückſtellung der Aufforderungsklage des M. 
wegen Unzuſtändigkeit des angezogenen Gerichtes, bei Verfällung desſelben 
in die Koſten des Appellationsrecurſes aufgetragen und zwar in Er⸗ 
wägung, daß die Gerichtsbarkeit der k. und k. öſterr.⸗ung. Conſulate 
im ottomaniſchen Reiche kraft der International⸗Tractate bloß auf die 
öſterreichiſchen Staatsbürger und Schutzbefohlenen beſchränkt iſt, wie es 
ausdrücklich die kaiſ. Verordnung vom 29. Jänner 1855, Z. 23 und 
die Miniſterial⸗Verordnung vom 31. März 1855, Z. 58 und vom 
20. Juni 1856, Z. 112 R. G. B. vorſchreiben; 

in Erwägung, daß mit der Klage des Jacob M. vom 29. No⸗ 
vember 1875 wider den franzöſiſchen Staatsbürger Kaſimir G. dieſer 
aufgefordert wird, die Berühmung im Sinne des § 64 der w. g. G. 
in der Eigenſchaft eines Beklagten zu beantworten und daß daher die 
Unzuſtändigkeit des angegangenen k. und k. öſterr.⸗ung. Conſulats 
offenbar vorlag, eine Unzuſtändigkeit, worauf in Gemäßheit der Vor⸗ 
ſchrift des §8 1 der G. O. der Richter von Amtswegen Rückſicht zu 
nehmen hatte; 

in Erwägung, daß demnach nicht nur der angefochtene zweite, 
ſondern auch der erſtere und frühere Beſcheid des Conſulates, mit 
welchem über die Aufforderungsklage Tagſatzung zum Vergleichsver⸗ 
ſuche beſtimmt wurde, ſich als null und nichtig darſtellen. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte die obergerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung mit Entſcheidung vom 26. Juli 1876, Z. 8996 mit einfacher 
Bezugnahme auf die hiefür angeführten Gründe. Ger.⸗Halle 


Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe des Finanzminiſteriums 
Heinrich Auerhammer das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Commiſſär der Generalinſpection der öſter⸗ 
reichiſchen Eiſenbahnen Albert Gatnar das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef- Ordens, 
den proviſoriſchen Ober⸗Ingenieuren der Direction für Staatseiſenbahnbauten 
Ferdinand Klemeneic und Michael Ko va die, jedem das goldene Verdienſt⸗ 
kreuz mit der Krone und dem proviſoriſchen Ingenieur der Direction für Staats⸗ 
eiſenbahnbauten Franz Ribicki das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzſecretär der Finanzdirection in Trieſt 
Eugen v. Colombichio anläßlich deſſen Penſtonirung den Titel und Charakter 
eines Finanzrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Wiener Gemeinderathe Joſef Wasner das 
goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter zu Kuklena Joſef Ku bee das 
ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Finanzmiuiſter hat den Rechnungsrath Joſef Riedl zum Ober⸗ 
Rechnungsrathe bei der Finanz⸗Laudesdirection in Wien ernannt. 


Erledigungen. 


Controlorſtelle bei der Generaldirection der Tabakregie in Wien in der 
neunten Rangsclaſſe gegen Caution bis Ende October. (Amtsbl. Nr. 226). 

Bezirkshauptmannſtelle für Böhmen in der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 
18. October. (Amtsbl. Nr. 229). 

Rechnungsrevidentenſtelle bei der karntneriſchen Landesregierung in der 
neunten Rangsclaſſe, eventuell Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten und bezie⸗ 
hungsweiſe Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende October 
(Amtsbl. Nr. 230). 
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